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Satzung der 
Lupus Erythematodes Selbsthilfegemeinschaft e.V.

§ 1 
Name und Sitz sowie Geschäftsjahr

(1) Der Verein trägt den Namen
Lupus Erythematodes Selbsthilfege-
meinschaft e.V.

(2) Er hat seinen Sitz in Wuppertal.

(3) Er ist in das Vereinsregister beim 
Amtsgericht in Wuppertal eingetragen.

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 
Vereinszweck

Zweck des Vereins ist die Hilfe zur Selbst-
hilfe von Personen, die an Lupus erythe-
matodes oder ähnlichen Krankheiten lei-
den.

Der Vereinszweck wird insbesondere 
verwirklicht durch:

Austausch von Informationen und
Erfahrungen

Erfassung und Beratung von 
Erkrankten

Erkundung der Ursachen und Be-
handlungsmöglichkeiten der Erkran-
kung im In- und Ausland

Verbreitung des Wissens um die 
Krankheitserscheinung Lupus 
erythematodes in der Öffentlichkeit

Vermeidung der Isolation durch die 
Krankheit

Organisation von Einzel- und 
Gruppenbetreuung

Bereitstellung von sachlichen Hilfen

Unterstützung von weiteren Gruppie-
rungen in Ländern und Städten

Förderung der Wissenschaft zum 
Lupus erythematodes

Beschaffung der zur Durchführung der 
Aufgaben erforderlichen fi nanziellen 
Mittel.

§ 3
 Selbstlosigkeit

(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke.

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich
und unmittelbar gemeinnützige, mild-
tätige Wohlfahrtszwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegüns-  
tigte Zwecke“ der Abgabenordnung 
1977 in der jeweils gültigen Fassung.

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die
satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det werden. Die Mitglieder erhalten 
keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Vereins.

(4) Die Mitglieder dürfen bei ihrem Aus-
scheiden oder bei Aufl ösung des 
Vereins keine Anteile des Vereinsver-
mögens erhalten. 

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben,
die dem Zweck des Vereins fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigt werden.
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§ 4 
Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Mitglieder des Vereins können alle
natürlichen und juristischen Personen 
werden, die seine Ziele unterstützen.

(2) Die Aufnahme erfolgt auf Antrag, der
beim Vorstand über die Geschäfts-
stelle schriftlich einzureichen ist.

(3) Der Vorstand entscheidet über den
Antrag. Er teilt dem Antragsteller   
seine Entscheidung schriftlich mit.

(4) Gegen die Ablehnung eines Antrages
auf Mitgliedschaft ist der Widerspruch 
innerhalb von 4 Wochen an die 
nächste Delegiertenversammlung 
möglich. Die Delegiertenversamm-
lung entscheidet mit einfacher Mehr-
heit endgültig über den Aufnahme-
antrag.

(5) Im Rahmen von Ehrungen für außer-
gewöhnliche Dienste zum Wohle des 
Vereins kann der Vorstand Ehren-
mitglieder ernennen. Sie haben kein 
Stimmrecht und unterliegen nicht der 
Beitragspfl icht.

§ 5 
Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod,
Verlust der Rechtsfähigkeit der juris-
tischen Person, Austritt, Streichung 
von der Mitgliederliste oder durch 
Ausschluss.

(2) Das Ende der Mitgliedschaft durch 
Tod bedarf keiner Rechtshandlung.

(3) Der Ausstritt erfolgt durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Vorstand. 

Der Austritt kann nur zum Ende eines 
Geschäftsjahres erklärt werden,wobei 
eine Kündigungsfrist von 3 Monaten 
einzuhalten ist.

(4) Ein Mitglied kann durch Beschluss
des Vorstandes von der Mitglieder-  
liste gestrichen werden, wenn es trotz 
zweimaliger schriftlicher Mahnung mit 
der Zahlung des Mitgliedsbeitrages 
im Rückstand ist.

(5) Wenn ein Mitglied in grober Weise 
die Interessen des Vereins verletzt,  
kann es durch Beschluss des Vorstan-
des aus dem Verein ausgeschlossen 
werden. Vor der Beschlussfassung 
des Vorstandes ist dem Mitglied Ge-
hör zu gewähren. Der Beschluss des 
Vorstandes ist dem Mitglied schriftlich 
begründet mitzuteilen. Gegen den 
Beschluss kann das Mitglied Beru-
fung an die Delegiertenversammlung 
binnen eines Monats einlegen. Die 
nächste Delegiertenversammlung 
entscheidet mit einfacher Mehrheit 
endgültig über den Beschluss. Bis 
dahin ruhen sämtliche Rechte und 
Ehrenämter des vom Vorstand aus-
geschlossenen Mitgliedes.

§ 6 
Beiträge (Mitgliederpfl ichten)

(1) Von den Mitgliedern werden Jahres-
beiträge erhoben, die bis zum 31. März 
des laufenden Jahres zu zahlen sind. 
Über die Höhe der Mitgliedsbeiträge 
entscheidet die Delegiertenversamm-
lung mit einfacher Mehrheit der in 
der Delegiertenversammlung abge-
gebenen Stimmen der anwesenden 
Delegierten.

(2) Ehrenmitglieder sind von der 
Beiragspfl icht befreit.
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§ 7
Fördermitgliedschaften

§ 7a Fördermitgliedschaften

(1) Fördermitglieder des Vereins können 
alle natürlichen und juristischen Per-
sonen werden, die seine Ziele fi nan-
ziell und ideell unterstützen wollen.

(2) Die Aufnahme erfolgt auf Antrag, der 
beim Vorstand über die Geschäftsstel-
le schriftlich einzureichen ist.

(3) Der Vorstand entscheidet über den 
Antrag. Er teilt dem Antragsteller seine 
Entscheidung schriftlich mit.

§ 7b Beendigung der Fördermitglied-
schaft

(1) Die Fördermitgliedschaft endet durch 
Tod, Verlust der Rechtsfähigkeit der 
juristischen Person, Austritt, Strei-
chung von der Mitgliederliste oder 
durch Ausschluss.

(2) Das Ende der Fördermitgliedschaft 
durch Tod bedarf keiner Rechtshand-
lung.

(3) Der Austritt erfolgt durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Vorstand.  
Der Austritt kann nur zum Ende eines 
Geschäftsjahres erklärt werden, 
wobei eine Kündigungsfrist von 3 
Monaten einzuhalten ist.

(4) Ein Fördermitglied kann durch Be-
schluss des Vorstandes von der Liste 
der Fördermitglieder gestrichen werden, 
wenn es trotz zweimaliger schriftlicher 
Mahnung mit der Zahlung des Min-
destmitgliedsbeitrages im Rückstand 
ist.

(5) Wenn ein Fördermitglied in grober 
Weise die Interessen des Vereins   
verletzt, kann es durch Beschluss des 

Vorstandes aus dem Verein ausge-
schlossen werden.

§ 7c Beiträge der Fördermitglieder

(1) Fördermitglieder können die Höhe 
ihres Mitgliedsbeitrages nachfreiem  
Ermessen festlegen. Ihr Mindestbei-
trag entspricht dabei aber der Höhe 
des jeweils geltenden Mitgliedsbeitra-
ges nach §6 der Satzung.  
Der Mindestbeitrag ist entsprechend 
den Regeln des §6 der Satzung bis 
zum 31. März des laufenden Jahres 
zu zahlen. Der Höchstbetrag darf 
3.000 Euro nicht überschreiten.

(2) Nach Ablauf eines Kalenderjahres  
stellt der Vorstand eine Spendenbe-
scheinigung im Sinne des §10 b Abs. 
1 EStG über den geleisteten Beitrag 
des Fördermitglieds aus.

§ 7d Recht der Fördermitglieder

(1) Jedes Fördermitglied ist berechtigt, 
an den Delegiertenversammlungen 
der Selbsthilfegemeinschaft teilzu-
nehmen.

(2) Fördermitglieder haben kein Stimm-
recht bei den Delegiertenversamm-  
lungen.

§ 8 
Gliederung der 

Selbsthilfegemeinschaft

Die Selbsthilfegemeinschaft gliedert sich 
in Regionalgruppen.

Die Regionalgruppen setzen sich zusam-
men aus den Mitgliedern einer Region. 
Zusätzlich können überregionale Grup-
pen gebildet werden, wenn die Besonder-
heit der Zielgruppe eine regionale Gliede-
rung nicht möglich erscheinen lässt. 
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§ 9
 Die Regionalgruppen

(1) Rechtsform

a) Die Regionalgruppen (RG) sind 
rechtlich nicht selbständige Unter-
gruppen der Lupus Erythematodes 
Selbsthilfegemeinschaft e.V.

b) Die RG ist ein örtlicher/regionaler, 
freiwilliger Zusammenschluss von 
mindestens fünf mehrheitlich an 
Lupus erkrankten Personen, die die 
Mitgliedschaft in der Lupus Erythema-
todes Selbsthilfegemeinschaft e.V. 
erworben haben.

c) Die RG bedarf vor Aufnahme ihrer 
Tätigkeit der Bestätigung durch den 
Vorstand.

(2) Organisation

a) Die Mitglieder einer RG wählen 
aus ihren Reihen eine/n Regional-
gruppenleiter/in und eine/n oder zwei 
stellv. Regionalleiter/innen für eine  
Amtsdauer von drei Jahren und teilen 
das Ergebnis dieser Wahl dem Vor-
stand über die Geschäftsstelle mit. 
Wiederwahl ist zulässig.

b) Der/die Gruppenleiter/in ist Kraft 
dieses Amtes Delegierte/r für die 
Delegiertenversammlung und vertritt 
dort die Belange der RG. Im Falle der 
Verhinderung kann der/die Delegier-
te sein/ihr Delegiertenmandat per 
schriftlicher Vollmacht auf ein Mitglied 
der RG übertragen.

c) Die Aufteilung der Aufgaben und 
Arbeiten innerhalb einer RG bleibt der 
RG selbst überlassen. Es sollte aber 
darauf hingewirkt werden, dass diese 
Aufgaben und Arbeiten auf mehrere   
Mitglieder verteilt werden.

(3) Aufgaben

a) Gruppentreffen sollten mindestens 
viermal im Jahr stattfi nden. Teil-
nehmer/innen sind Lupus erythema-
todes Betroffene, deren Angehörige, 
fördernde Mitglieder und Gäste.

b) Die Gruppentreffen dienen dem 
persönlichen Erfahrungsaustausch, 
der gegenseitigen Hilfe und Unter-
stützung und dem geselligen Beisam-
mensein zur Schaffung einer vertrau-
ten Atmosphäre.

c) Die RG vertritt aber auch die 
Interessen der Lupus Erythematodes 
Selbsthilfegemeinschaft e.V. auf ört-
licher/regionaler Ebene gegen über 
anderen Organisationen ähnlicher Art, 
Behörden, Krankenkassen, Versiche-
rungen, Ärzten, Therapeuten und den 
Medien. 

d) Die RG unterrichtet die an Lupus 
Erkrankten und die örtliche/regiona-
le Öffentlichkeit über die Aktivitäten 
und Ziele der Lupus Erythematodes 
Selbsthilfegemeinschaft e.V., z.B. 
durch Referate von Fachärzten/The-
rapeuten, Arzt-Patienten-Gespräche, 
Teilnahme an örtlichen/regionalen 
Selbsthilfe- bzw. Gesundheitstagen 
mit Verteilung entsprechenden Infor-
mationsmaterials, das vom Vorstand 
zur Verfügung gestellt wird.

e) Die RG soll in ihrem Gebiet den 
Kontakt zu Ärzten und anderen The-
rapeuten suchen und pfl egen, um so-
mit eine Verbesserung der örtlichen/
regionalen medizinischen und thera-
peutischen Versorgung zu fördern.

f) Die RG beteiligt sich durch Einla-
dungen, Beiträge, Berichte und Tipps 
an der Gestaltung der Vereinszeit-
schrift „Schmetterling“, so dass Mit-
glieder über Treffen informiert werden 
und auch solche, die nicht an den
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Treffen teilnehmen können, im Zusam-
mengehörigkeitsgefühl gestärkt und in 
das Gruppengeschehen eingebunden 
und darüber hinaus auch andere RG 
informiert werden. 

g) Die RG soll an den Fort- und Weiter-
bildungsveranstaltungen des Vorstandes 
durch die Delegierten, eines Mitgliedes 
oder mehrerer Mitglieder teilnehmen.

§ 10 
Organe des Vereins

Organe des Vereins sind die Delegierten-
versammlung und der Vorstand.

§ 11 
Delegiertenversammlung

(1) Der Delegiertenversammlung 
gehören an:

a) die gewählten Leiter/innen der 
Regionalgruppen

b) der Vorstand.

(2) Die Teilnahme an der Delegiertenver-
sammlung ist allen Mitgliedern und 
der Schirmherrin/dem Schirmherrn 
gestattet. Sie haben kein Stimmrecht.

(3) Den Vorsitz der Delegiertenversamm-
lung führt der/die Vorsitzende des 
Vorstandes, im Verhinderungsfall der/
die Stellvertreter/in oder ein anderes 
Vorstandsmitglied. Steht die Wahl 
eines Vorstandsamtes an, so ist für 
die Dauer des gesamten Wahlganges 
die Versammlungsleitung an eine/n 
Wahlleiter/in zu übergeben, die von 
der Versammlung zu wählen ist.

(4) Jede satzungsgemäß einberufene 
Delegiertenversammlung wird als  
beschlussfähig anerkannt ohne Rück-
sicht auf die Zahl der erschienenen 
Delegierten und der durch sie vertre-
tenen Stimmen.

(5) Jede Regionalgruppe ist in der 
Delegiertenversammlung mit einer   
Stimme vertreten.

(6) Im Verhinderungsfall kann das 
Stimmrecht von einem anderen Mitglied 
der Regionalgruppe wahrgenommen 
werden, wenn es Mitglied des Vereins 
ist und vor Beginn der Versammlung 
dem/der Versammlungsleiter/in eine 
schriftliche Vollmacht der/des gewählten 
Delegierten vorgelegt wird. Eine Über-
tragung des Stimmrechts an andere 
Regionalgruppen, Mitglieder anderer 
Regionalgruppen oder sonstige Dritte 
ist nicht zulässig.

§ 12 
Aufgaben der 

Delegiertenversammlung

Die Delegiertenversammlung als obers-
tes Vereinsorgan ist grundsätzlich für alle 
Aufgaben zuständig, sofern bestimmte 
Aufgaben gemäß der Satzung nicht ei-
nem anderen Vereinsorgan übertragen 
wurden.

Die Delegiertenversammlung ist 
insbesondere zuständig für:

Verabschiedung des Haushaltsplanes

Genehmigung der Jahresabrechnung 
und des Jahresberichtes, die der 
Delegiertenversammlung vorzulegen 
sind

Entlastung des Vorstandes

Wahl des Vorstandes

Abwahl des Vorstandes, sofern ein 
wichtiger Grund vorliegt

Festsetzung der Mitgliedsbeiträge

Wahl von 2 Kassenprüfer/innen
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Genehmigung aller Geschäftsordnun-
gen für den Vereinsbereich

Satzungsänderungen (Ausnahme § 3 
und § 14)

Aufl ösung des Vereins

§ 13 
Einberufung der 

Delegiertenversammlung

(1) Die Delegiertenversammlung ist min-
destens einmal jährlich einzuberufen 
und soll im ersten Halbjahr stattfi nden.

(2) Die Einberufung der Delegiertenver-
sammlung erfolgt in Textform an die 
Delegierten durch den Vorstand unter 
Wahrung einer Einladungsfrist von 
mindestens vier Wochen bei gleich-
zeitiger Bekanntgabe der Tagesord-
nung. Darüber hinaus wird der Termin 
in der Vereinszeitschrift rechtzeitig 
bekanntgegeben.

(3) Anträge zur Delegiertenversammlung 
können von allen Delegierten in Text-
form eingereicht werden und müssen 
spätestens 2 Wochen vor Sitzungs-
termin dem Vorstand über die Ge-
schäftsstelle zugestellt worden sein. 
Sie sind spätestens 1 Woche vor 
der Delegiertenversammlung an alle 
Delegierten weiterzureichen.

(4) Über Anträge, die nicht fristgerecht 
eingegangen sind, kann in der 
Delegiertenversammlung nur dann 
beschlossen werden, wenn die 
Delegiertenversammlung zuvor mit 
einer 2/3 Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen der anwesenden 
Delegierten die Dringlichkeit des An-
trags festgestellt hat.

(5) Über Satzungsänderungen kann in 
der Delegiertenversammlung nur 

abgestimmt werden, wenn auf diesen 
Tagesordnungspunkt bereits in der 
Einladung zur Delegiertenversamm-
lung hingewiesen wurde und der 
Einladung sowohl der bisherige als 
auch der vorgesehene neue Sat-
zungstext beigefügt worden wurden. 
Für Satzungsänderungen ist eine 3/4 
Mehrheit der gültigen abgegebenen 
Stimmen der anwesenden Delegier-
ten erforderlich.

§ 14 
Außerordentliche Delegiertenver-

sammlung

Eine außerordentliche Delegiertenver-
sammlung ist vom Vorstand einzuberu-
fen, wenn es das Vereinsinteresse erfor-
dert oder die Einberufung von 10 % der 
Vereinsmitglieder schriftlich und unter An-
gabe des Grundes verlangt wird.

Alle Regelungen für die ordentliche De-
legiertenversammlung gelten entspre-
chend auch für die außerordentliche De-
legiertenversammlung.

§ 15 
Beschlussfassung der

 Delegiertenversammlung

(1) Die Delegiertenversammlung fasst 
Beschlüsse im Allgemeinen mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Stimmenthaltun-
gen bleiben für das Abstimmungs-
ergebnis außer Betracht, es werden 
nur Ja- und Nein-Stimmen gewertet. 
Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag 
als abgelehnt.

(2) Zur Änderung der Satzung ist eine
3⁄4 Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen erforderlich.
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(3) Satzungsänderungen, die von Auf-
sichts-, Gerichts- oder Finanzbehör-  
den aus formalen Gründen verlangt 
werden, kann der Vorstand von sich 
aus vornehmen.

(4) Über die Beschlüsse der Delegier-
tenversammlung ist ein Protokoll  
anzufertigen, das von dem/der 
jeweiligen Schriftführer/in und dem/
der Versammlungsleiter/in zu unter-
zeichnen sind. Satzungsänderungen 
sind wörtlich zu protokollieren. Das 
Protokoll wird in der Mitgliedszeit-
schrift „Schmetterling“ veröffentlicht.

§ 16 
Virtuelle Delegiertenversammlung

(1) Anstelle einer Delegiertenversamm-
lung nach § 11 kann der Vorstand  
eine virtuelle Delegiertenversamm-
lung einberufen. Die virtuelle Ver-
sammlung ist der in Präsenz nach-
rangig. Insbesondere ist eine virtuelle 
Versammlung zur Aufl ösung unzuläs-
sig. Die virtuelle Versammlung fi ndet 
in einem den Delegierten zugäng-
lichen Raum statt. Die Zugangsdaten 
werden per E-Mail zur Verfügung 
gestellt.

(2) Wahlen/Abstimmungen (Digital)
Abstimmungen werden in einem für 
die Delegierten zugänglichen Tool  
durchgeführt und protokolliert. Die 
Delegierten erfahren das Ergebnis  
direkt im Anschluss an den entspre-
chenden Wahlgang.

(3) Die Delegiertenversammlung ist 
öffentlich, es sei denn, die Mehrheit  
beschließt die Nicht-Öffentlichkeit 
einzelner Tagesordnungspunkte.

§ 17 
Der Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus: 

dem/der 1. Vorsitzenden

dem/der 2. Vorsitzenden

dem/der 3. Vorsitzenden

dem/der Schatzmeister/in

dem/der 2. Schatzmeister/in

dem/der 1. Schriftführer/in

dem/der 2. Schriftführer/in und 

zwei ärztlichen Beisitzer/innen.

(2) Die Vorstandsmitglieder üben ihr Amt 
ehrenamtlich aus. Notwendige Ausla-
gen werden erstattet. Die Haftung des 
Vorstandes ist auf Fälle beschränkt, 
in denen grobe Fahrlässigkeit oder 
Vorsatz vorliegt.

(3) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind 
jeweils zwei der vorgenannten Vor-
standsmitglieder, von denen eines 
ein/e Vorsitzende/r oder ein/e Schatz-
meister/in sein müssen. Sie sind 
gemeinsam zur gerichtlichen und 
außergerichtlichen Vertretung des 
Vereins berechtigt.

(4) Der Vorstand wird von der Delegier-
tenversammlung für jeweils 3 Jahre   
gewählt. Wiederwahl der Vorstands-
mitglieder ist möglich. Vorstandsmit-  
glieder müssen Vereinsmitglieder 
sein.

(5) Die Vorstandsmitglieder bleiben nach 
Ablauf ihrer Wahlperiode im Amt, 
bis ihre Nachfolger gewählt und im 
Vereinsregister eingetragen worden 
sind. Scheidet ein Vorstandsmitglied 
während seiner laufenden Amtszeit 
aus dem Vorstand aus, so kann der 
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amtierende Vorstand bis zur nächsten
Delegiertenversammlung eine/n 
Nachfolger/in wählen. Die Delegier-
tenversammlung wählt für den ver-
bleibenden Rest der Amtszeit eine/n 
Nachfolger/in. Die Vereinigung von 
mehreren Ämtern in einer Person ist 
nicht zulässig.

(6) Der Vorstand kann zur Unterstützung 
seiner Arbeit bis zu 3 weitere Mit-
glieder in den Vorstand berufen, die 
ehrenamtlich ohne Stimmrecht tätig 
sind. Notwendige Auslagen werden 
diesen Mitarbeiter/innen erstattet.

§ 18 
Aufgaben des Vorstandes

Dem Vorstand obliegt die Führung der 
laufenden Geschäfte des Vereins. 

Dazu gehören insbesondere folgende 
Aufgaben: 

(1) Einberufung der 
Delegiertenversammlungen

(2) Erstellung der Haushaltspläne und 
der Jahresberichte

(3) Ausführung der Beschlüsse der 
Delegiertenversammlung

(4) Aufnahme und Ausschluss von 
Mitgliedern

(5) Ehrungen von verdienten Mitgliedern.

§ 19 
Sitzungen und Beschlüsse 

des Vorstandes

(1) Vorstandssitzungen fi nden jährlich 
mindestens viermal statt. Die Ein-
ladung zu Vorstandssitzungen erfolgt 
durch die/den 1. Vorsitzende/n 
vertretungsweise durch die/den

2. Vorsitzende/n oder ein anderes 
Vorstandsmitglied unter Einhaltung 
einer Einladungsfrist von mindestens 
14 Tagen und Beifügung einer Tages-
ordnung. Vorstandssitzungen sind 
beschlussfähig, wenn satzungsge-
mäß eingeladen wurde und mindes-
tens  die Hälfte der Vorstandsmit-
glieder, darunter ein/e Vorsitzende/r, 
anwesend sind.

(2) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit der in  der 
Vorstandssitzung anwesenden 
Vorstandsmitglieder. Enthaltungen 
werden nicht gewertet. Bei Stimmen-
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(3) Der Vorstand kann Beschlüsse per 
E-Mail fassen. Eine E-Mail zur
Beschlussfassung gilt dann als 
ordnungsgemäß versendet und  
zugegangen, wenn die vom Verein 
zur Verfügung gestellte E-Mail-
Adresse verwendet wurde. Erfolgt auf 
eine E-Mail mit Aufforderung zur  
Beschlussfassung innerhalb von drei 
Werktagen keine Reaktion, gilt dies 
als Zustimmung. Von Vorstandsmit-
gliedern abgegebene Reaktionen und 
Voten sind allen Vorstandsmitgliedern 
zeitnah zugänglich zu machen.

(4) Die in Vorstandssitzungen oder nach 
Absatz 3 gefassten Beschlüsse sind 
schriftlich niederzulegen bzw. in der 
nächsten Vorstandssitzung zu proto-
kollieren und von dem/der jeweiligen 
Versammlungsleiter/in und dem/der 
Protokollführer/in der Sitzung zu unter-
zeichnen.

(5) Sitzungen des Vorstandes können 
sowohl in Präsenzversammlungen  
als auch im Bedarfsfall mittels elekt-
ronischer Medien abgehalten werden 
(z.B. durch Telefon- oder Videokonfe-
renzsysteme).
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§ 20 
Kassenprüfung

(1) Zwei Kassenprüfer/innen sind von der 
Delegiertenversammlung jeweils 
für die Amtsdauer des Vorstandes 
zu wählen. Sie dürfen weder dem 
Vorstand noch einem vom Vorstand 
berufenen Gremium angehören. Wie-
derwahl ist zulässig.

(2) Zur Durchführung der Kassenprüfung, 
die möglichst 4 Wochen vor Durch-
führung der Delegiertenversammlung 
abgeschlossen sein sollte, sind den 
Kassenprüfer/innen alle erforderlich 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

 (3) Über das Ergebnis der Kassenprü-
fung ist ein schriftlicher Bericht zu   
verfassen, der von den Kassenprüfer/
innen zu unterzeichnen ist.

§ 21 
Geschäftsführung

Der Vorstand kann einen/eine Geschäfts-
führer/in bestellen, der/die dem Vorstand 
gegenüber verantwortlich ist. 
Der/Die Geschäftsführer/in ist beson-
derer Vertreter im Sinne des § 30 BGB. 
Er/Sie führt verantwortlich die Geschäfte 
nach der durch den Vorstand erlassenen 
Geschäftsanweisung für den/die Ge-
schäftsführer/in der Lupus Erythemato-
des Selbsthilfegemeinschaft e.V. Der/Die 
Geschäftsführer/in nimmt an den Sitzun-
gen des Vorstandes und der Delegierten-
versammlung mit beratender Stimme teil.

§ 22 
Schirmherrschaft 

(1) Der Vorstand kann einer geeigneten 
Persönlichkeit die Schirmherrschaft 
über die Lupus Erythematodes 
Selbsthilfegemeinschaft e.V. antra-
gen.

(2) Die Schirmherrschaft berechtigt zur 
beratenden Teilnahme an allen Sitzun-
gen der Vereinsorgane. Ein Stimm-
recht besteht nicht.

(3) Die Schirmherrschaft endet mit der 
Niederlegung des Amtes oder durch 
Beschluss des Vorstandes.

§ 23 
Wissenschaftlicher Beirat

(1) Der Vorstand kann im Einvernehmen 
mit der Delegiertenversammlung  
einen wissenschaftlichen Beirat beru-
fen.

(2) Aufgabe des wissenschaftlichen 
Beirates ist die Unterstützung und   
Förderung der Arbeit des Vorstandes 
und der Geschäftsstelle. 

(3) Die Berufung erfolgt für 3 Jahre, eine 
erneute Berufung ist möglich.

(4) Stellt der Vorstand einen besonderen 
Bedarf fest, kann er auch Sitzungen 
des wissenschaftlichen Beirates ein-
berufen.

(5) Die Mitglieder des wissenschaftlichen 
Beirates üben ihr Amt ehrenamtlich 
aus. Notwendige Auslagen werden er-
stattet.

§ 24 
Aufl ösung des Vereins 
und Vermögensbildung

(1) Für den Beschluss, den Verein auf-
zulösen, ist eine 3/4 Mehrheit der in 
der Delegiertenversammlung abgege-
benen gültigen Stimmen erforderlich. 
Der Beschluss kann nur gefasst wer-
den, wenn die Einladung zur Delegier-
tenversammlung 4 Wochen vorher al-
len Mitgliedern zugestellt wurde.
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(2) Im Falle der Aufl ösung des Vereins 
fällt das Vermögen des Vereins an  
die Lupus Stiftung Deutschland. Die 
Stiftung ist als gemeinnützig aner-
kannt. Die genannte Stiftung soll das 
Vermögen mit der Aufl age erhalten, 
dieses unmittelbar und ausschließlich 
für steuerbegünstigte Zwecke zu ver-
wenden.

§ 25 
Geltung der Satzung

Diese Satzung wurde von der Mitglie-
derversammlung am 17. März 2001 be-
schlossen und im Anschluss auf den De-
legiertenversammlungen vom 21. April 
2013, vom 14. April 2019 und von der 
Delegiertenversammlung vom 26. März 
2022 mit den jeweils eingetragenen Ver-
änderungen verabschiedet. Satzungsän-
derungen werden mit Eintrag in das Ver-
einsregister wirksam. 
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